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Sozialer Fortschritt statt Rückschritt  

 

Die Situation in den Bodenabfertigungsdiensten ist europaweit von unzureichenden so-

zialen Verhältnissen gekennzeichnet. Arbeitsplatzverlust, geringe Vergütungen und 

Perspektivlosigkeit nehmen in vielen Staaten überhand. Der zukünftige Rechtsrahmen 

für die Bodenabfertigungsdienste muss diese negativen sozialen Auswirkungen der bis-

herigen Politik für die Bodenabfertigungsdienste bekämpfen. Das im Vertrag über die 

Europäische Union festgelegte Ziel der Europäischen Union, mit ihren Maßnahmen auf 

Vollbeschäftigung und den sozialen Fortschritt hinzuwirken, muss praktisch angestrebt 

werden. 

Schon die aktuelle Richtlinie 96/67/EG hat in den EU-Mitgliedsstaaten, in denen keine 

Marktregelungen existieren, keinerlei Verbesserung der schwierigen sozialen Lage der 

Beschäftigten zur Folge gehabt. In jenen EU-Staaten, in denen Marktzugangsregelun-

gen bestehen, hat die Richtlinie die Situation der Arbeitnehmer sogar massiv ver-

schlechtert. Beispielsweise hat sich das Realeinkommen der in den Bodenabferti-

gungsdiensten in Deutschland tätigen Arbeitnehmer im Durchschnitt um mehr als 20 % 

verringert. Mittlerweile erhalten rund 40 % der in diesen Diensten in Deutschland be-

schäftigten Arbeitnehmer Vergütungen, die keinen ausreichenden Lebensunterhalt ge-

währleisten. Prekäre Arbeitsverhältnisse nehmen zu. 

Eine Verordnung, wie sie die EU-Kommission mit ihrem Vorschlag KOM (2011) 824 

vorlegt, würde diese Entwicklung forcieren. Dabei geht es nicht nur um die Arbeitsbe-

dingungen: Die weiteren Folgen der Fortsetzung der bisherigen Politik der Marktöffnung 

ohne soziale Regelungen sind für die Arbeitnehmer eine verringerte Teilhabe am ge-

sellschaftlichen Leben,  zunehmende Erkrankungen, erschwerte Chancen auf berufliche 

Weiterentwicklung und absehbare Altersarmut. 

Dies gilt nicht nur für die in den Bodenabfertigungsdiensten tätigen Arbeitnehmer, son-

dern auch für viele Beschäftigte in kaufmännischen und technischen Unternehmenstei-

len. Auch die Arbeitnehmer bei den Fluggesellschaften werden durch das Vorantreiben 

eines nicht mit sozialen Schutzregeln begleiteten Wettbewerbs Nachteile erleiden.  

Die Arbeitnehmer nehmen die Europäische Union zunehmend als Institution wahr, wel-

che ihre persönliche Lebenssituation bedroht. Eine Ablehnung der Europäischen Union  

insgesamt ist die Folge.  

Nicht nur für die Arbeitnehmer, sondern auch für den Staat ist eine Fortführung der bis-

herigen Politik der Liberalisierung und Deregulierung nachteilig: Die Binnennachfrage 

wird geschwächt;  die Einnahmen des Staates, insbesondere aus der Mehrwert- und 

der Einkommenssteuer, verringern sich und die Ausgaben für staatliche Sozialleistun-

gen steigen an.   
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Diesen nachteiligen Folgen einer  Marktöffnung für die Arbeitnehmer und den Staat ste-

hen keine Vorteile für das Luftverkehrssystem gegenüber. 

Kapazitätsengpässe werden durch mehr Wettbewerb nicht beseitigt, sondern erhöht. 

Wettbewerb um preisgünstige Dienstleistungen existiert auch dort, wo eine Marktregu-

lierung besteht. Fluggesellschaften zwingen Flughafengesellschaften und Abfertigungs-

unternehmen mit ihrer Nachfragemacht zu Zugeständnissen.  

Die Anbieter von Abfertigungsdiensten können Ihre Investitionen in Sachanlagen und in 

das Personal immer weniger amortisieren. Deshalb wird an Investitionen in die Qualifi-

kation der Beschäftigten und damit nicht nur an der Qualität der Dienstleistungen, son-

dern auch an der Sicherheit gespart. 

Die Gewerkschaft ver.di fordert gemeinsam mit den anderen europäischen Gewerk-

schaften, dass Wettbewerb im Markt der Bodenabfertigungsdienste nicht über die nied-

rigsten Personalkosten, sondern über  die Qualität des Angebotes  stattfindet.  

Sowohl für die bisher in einigen EU-Staaten regulierte Gepäck-,  Fracht- und Postabfer-

tigung und die Vorfeld- und Betankungsdienste wie für alle anderen Bodenabferti-

gungsdienste sind europäische Regelungen zu installieren, die den Schutz der sozialen 

Rechte der Arbeitnehmer, ein gutes Qualifikations- und Sicherheitsniveau und im Er-

gebnis einen Qualitätswettbewerb gewährleisten.    

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di fordert für eine neue europäische Re-

gelung der Bodenabfertigungsdienste: 

 

 Nur solche Unternehmen dürfen Dienste anbieten, die einen repräsentati-
ven Tarifvertrag anwenden. 

 
 Beim Wechsel von Dienstleistungen müssen die Arbeitsplätze der Be-

schäftigten zu mindestens gleichen Bedingungen  gesichert sein.     
     

 Qualitativ ausreichend hohe und verpflichtende Standards für die Aus- 
und Weiterbildung der Beschäftigten. 
 

 Verbot der Vertragsuntervergabe. Sie dient lediglich dem Unterlaufen von 
Tarifverträgen und befördert Lohndumping und ruinösen Wettbewerb. 
 

  Kein Zwang zur rechtlichen Trennung der Bodenverkehrsdienste von den   

Flughafengesellschaften. 

 Eine weitere Marktöffnung der Bodenabfertigungsdienste darf nur  nach 

Einführung der sozialen Regelungen  und einer entscheidenden Verbes-

serung der sozialen Lage der Beschäftigten stattfinden.   
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Positionen zum Verordnungsentwurf der Kommission im Einzelnen: 

 

Zu den Erwägungsgründen: 

 

Nummer 5: 

Die Aussage, dass eine weitere Marktöffnung die Effizienz und die Qualität steigert, ist 

eine durch nichts bewiesene Behauptung. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass im Ge-

genteil mit einer steigenden Anzahl von Dienstleistern an den Flughäfen die Effizienz 

und die Qualität gefährdet wurde. 

 

Nummer 8: 

Die Darstellung, dass die  Richtlinie 96/67/EG  zu positiven Ergebnissen in Form von 

Effizienz- und Qualitätsverbesserungen geführt habe, ist falsch. Richtig ist dagegen,  

dass  Preissenkungen für Dienstleistungen stattgefunden haben. Unberücksichtigt bleibt 

dabei, dass viele Dienstleistungsunternehmen heute nicht mehr dauerhaft auskömmli-

che Betriebsergebnisse erzielen können und häufig defizitär arbeiten. Die verschlech-

terte soziale Situation der Beschäftigten wird in die Bewertung der Kommission über-

haupt nicht einbezogen. 

 

Nummern 18 und 19: 

Das Ziel, einheitliche Zulassungsregelungen einzuführen und für diese Mindestanforde-

rungen festzulegen, ist positiv. Jedoch muss dabei sichergestellt werden, dass diese 

Anforderungen tatsächlich wirksam sind. 

 

Nummer 23 

Ein Zwang zur juristischen Trennung der Bodenabfertigungsdienste der Flughafenge-

sellschaften von diesen ist aufgrund der Regelungen zur getrennten Rechnungslegung 

und des Verbotes einer Quersubventionierung  zwischen Abfertigungsbereichen und  

der zentralen Infrastruktur unnötig. Eine rechtliche Trennung dient nicht der Verbesse-

rung des Angebotes, sondern ermöglicht lediglich die Absenkung der Arbeitsbedingun-

gen. 
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Nummern 26 und 28: 

Die Absicht, Mindestqualitätsnormen für Dienstleister und Selbstabfertiger und Mindest-

anforderungen für Aus- und Weiterbildung festzulegen, ist zu begrüßen. Jedoch müs-

sen es Normen sein, die wirklich Qualität sichern und zudem sind effektive Kontroll-

mechanismen vorzusehen. 

 

Nummer 29: 

Unterverträge sollten nicht begrenzt, sondern untersagt werden. Nur in vorübergehen-

den Fällen höherer Gewalt sind sie akzeptabel. Ansonsten kann jedes Unternehmen, 

welches Dienstleistungen durchführen will, sich ordnungsgemäß in das Qualifikations- 

und das Vergabeverfahren einbringen. Die heutige Praxis der  Vertragsuntervergabe 

dient lediglich dem Unterlaufen von Tarifverträgen. Die Kommission hat richtigerweise 

erkannt, dass Vertragsuntervergabe zur Beeinträchtigung der Sicherheit und der Gefah-

renabwehr führen kann. Zur daraus folgenden Konsequenz, die Vertragsuntervergabe 

grundsätzlich zu untersagen hat sich die Kommission leider nicht entschieden. 

 

Nummer 31: 

Die Aussage, dass die Mitgliedsstaaten weiterhin das Recht haben sollten, den Arbeit-

nehmern soziale Sicherheit  zu gewährleisten, klingt positiv. 

Die Realität ist jedoch, dass es gerade die Kommission war, die zwei Mitgliedsstaaten, 

welche nationale Regelungen zum Arbeitnehmerschutz beim Dienstleisterwechsel er-

lassen hatten, mit Vertragsverletzungsverfahren überzogen hat, weil Schutzregelungen 

einen Markteintritt von Unternehmen mit geringen Löhnen verhindern  würden.  

Wenn die Kommission nun den Mitgliedsstaaten das Recht für Schutzregelungen zu-

spricht, verweigert sie sich gleichzeitig ihrer Verantwortung, eigene Vorschläge für sozi-

ale Schutzregelungen vorzulegen, welche nachteilige Folgen ihrer Marktöffnungsvor-

schläge korrigieren können. 
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Zum Vorschlag eines Verordnungstextes: 

 

Artikel 4: 

Neben den Flughafennutzern sollten Vertreter der Sozialpartner im Nutzerausschuss 

vertreten sein. 

 

Artikel 6 Absatz 2: 

Die  Einführung eines neuen Schwellenwertes von 5 Millionen Fluggästen bzw. 100.000 

Tonnen Fracht mit dem Zwang zur Zulassung eines weiteren Abfertigungsunterneh-

mens darf angesichts der aktuellen Gefährdung der Qualität und der Sicherheit des 

Luftverkehrs und der sozialen Lage der Arbeitnehmer nicht erfolgen. 

Die Vorschrift ist ersatzlos zu streichen. 

 

Artikel 8 Absatz 2 Nummer b: 

Die  Mindestkriterien müssen eine „Anwendung des jeweils repräsentativen Tarifvertra-

ges“  enthalten. . 

Der Textvorschlag der Kommission „Einhaltung … geltender Tarifverträge“ ist in Wirk-

lichkeit keinerlei Regelung, da dadurch nur benannt würde, was sowieso gilt, nämlich 

dass Verträge einzuhalten sind. Da viele Unternehmen gerade keine Tarifverträge ver-

einbart haben, wären diese Unternehmen durch die Vorschrift nicht gebunden und 

könnten weiterhin seriöse Unternehmen mit Dumpinglöhnen verdrängen. 

Die von der Gewerkschaft ver.di vorgeschlagene Anforderung „Anwendung“ des jeweils 

repräsentativen Tarifvertrages würde keinen Zwang für Unternehmen bedeuten, Mit-

glied eines Arbeitgeberverbandes zu werden. Gleichzeitig würde mit der Anforderung, 

den jeweils  „repräsentativen“ Tarifvertrag anzuwenden sichergestellt, dass regional und 

sachlich Differenzierungen möglich sind. Zudem würde vermieden, dass Gefälligkeitsta-

rifverträge mit Organisationen vereinbart werden, die nicht die nötige Kompetenz im 

Ground Handling besitzen. 

 

Artikel 11 Absatz 1: 

Sinnvoll ist, auch die Flughafengesellschaften in das Qualifikationsverfahren einzube-

ziehen. Nicht in das Vergabeverfahren. Die Flughafengesellschaften sollen weiterhin 

das Recht haben, ohne Ausschreibungen Dienste durchführen zu können, sofern die 

Mindestkriterien erfüllt sind. 
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Artikel 12 Absätze 1, 2 und 6: 

Der Kommissionsvorschlag in den Absätzen 2 und 6, dass Mitgliedsstaaten bei einem 

Dienstleisterwechsel bzw. der Einstellung der Dienste eines Dienstleisters oder eines 

Selbstabfertigers den Beschäftigten die Rechte der Richtlinie 2001/23/EG zugestehen 

„können“ ist absolut unzureichend. Regelungen zum Arbeitnehmerschutz müssen ver-

pflichtend sein.  

Durch den Verordnungsvorschlag strebt die Kommission eine Neuregelung der Rah-

menbedingungen in den Bodenabfertigungsdiensten an. Deshalb muss eine europäi-

sche Regelung auch die drohenden Folgen der Neuregelung für Arbeitnehmer berück-

sichtigen und die Verantwortung nicht auf die EU-Staaten abwälzen.  

Zudem gibt es eine entsprechende „Kann-Regelung“ bereits in der geltenden Richtlinie. 

Diese Regelung hat die Kommission nicht daran gehindert, von Mitgliedsstaaten vorge-

nommene Regelungen zum Arbeitnehmerschutz mit der Begründung einer Behinderung 

des Wettbewerbes vor dem EuGH anzufechten. 

Eine Begrenzung der Regelung auf das Personal von Diensten, für die eine Begren-

zung der Zahl der Dienstleister besteht, ist nicht zu rechtfertigen, die Regelung muss für 

jeden Fall des Wechsels von Dienstleistungen nach dem Anhang „Verzeichnis der Ka-

tegorien von Bodenabfertigungsdiensten“ Anwendung finden. Deshalb muss der Text 

des Absatzes 1 lauten: „Dieser Artikel gilt für alle Bodenabfertigungsdienste“ und die 

Überschrift des Artikels 12 ist anzupassen. 

 

Artikel 17 Absatz 1: 

Die Regelung, dass die Genehmigung zur Abfertigung von der Einhaltung von Bedin-

gungen abhängig gemacht wird,  ist grundsätzlich sinnvoll.  

Sie sollte jedoch auch die Flughafengesellschaften einbeziehen.  

Eine der Bedingungen muss  der Nachweis über die Anwendung des jeweils repräsen-

tativen Tarifvertrages sein, der Katalog des Absatzes 1 ist entsprechend zu ergänzen. 

 

Artikel 20 Absatz 1: 

Die Anforderung eines Nachweises über die Qualifikationen, „die zur Ausübung der Tä-

tigkeit“ notwendig sind, ist zu unbestimmt. Es müssen angemessene Anforderungen 

festgelegt werden. 
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Artikel 26: 

Diese  Regelung, dass die in einem Staat erteilte Zulassung dazu berechtigt, in allen 

Staaten Dienstleistungen zu erbringen, muss für den speziellen Fall der Verpflichtung 

zur Anwendung eines repräsentativen Tarifvertrages ergänzt werden: 

Der Nachweis über die Anwendung des repräsentativen Tarifvertrages ist in dem jewei-

ligen Staat, in dem die Dienste erbracht werden, zu erbringen. 

 

Artikel 29 Absätze 1 und 2: 

Die vorgesehene Trennung der Bodenabfertigungsdienste auf Flughäfen bezüglich 

Rechtsform, Organisation und Entscheidungsfindung wird entschieden abgelehnt. 

Da bereits eine Verpflichtung zur Trennung des Rechnungswesens und ein Verbot der 

Quersubventionierung bestehen,  ist eine juristische Trennung der Bodenabfertigung 

von den Flughafengesellschaften aus Wettbewerbsgründen unnötig. Sie führt jedoch 

zur Ermöglichung der Flucht aus geltenden Tarifverträgen und damit tendenziell zur 

Absenkung von Arbeitsbedingungen. 

 

Artikel 34 Absatz 2: 

Eine  Vorschrift, dass zur Qualifizierung von Beschäftigten eine Schulung für übertrage-

ne Aufgaben von lediglich 2 Tagen notwendig sein soll, würde den tatsächlichen Anfor-

derungen an eine sichere und qualifizierte Arbeitserbringung absolut nicht entsprechen. 

Dies wird bereits aus der Auflistung der Schulungsbereiche offensichtlich.  

Zudem entspricht dieser Vorschlag nicht den in Mitgliedsstaaten bestehenden, deutlich 

anspruchsvolleren Regelungen. 

Statt einer reinen Teilnahmeverpflichtung an Schulungen muss verpflichtend zur Ar-

beitsaufnahme in den jeweiligen Abfertigungsbereichen  das Bestehen  fachtheoreti-

scher und praktischer Prüfungen sein, die den Anforderungen an die Sicherheit und 

Qualität wirklich genügen.  

 

Artikel 35 Absätze 1 und 2: 

Die Unterauftragsvergabe darf auch für Abfertigungsunternehmen nur in vorübergehen-

den Fällen höherer Gewalt erlaubt sein. 

Das Verbot von Unter-Unter-Auftragsvergabe ist sinnvoll. 
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Artikel 40:  

Diese Vorschrift ist zu unbestimmt und es besteht die Gefahr, dass die Regelung unter 

Berufung auf anderes Europarecht eingeschränkt wird. 

Stattdessen muss es mindestens heißen: 

„Um dem Ziel des EU-Vertrages zu entsprechen, sozialen Fortschritt zu gewährleisten, 

können die Mitgliedsstaaten die erforderlichen Maßnahmen zum Arbeitnehmerschutz  

treffen. Sollten dazu höhere Anforderungen an Unternehmen oder Einschränkungen 

des Marktzuganges notwendig sein, sind diese gerechtfertigt, sofern sie ein adäquates 

Mittel zum Arbeitnehmerschutz darstellen.“ 
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Zur Begründung des Kommissionsvorschlages: 

Die Grundlage des Vorschlages der Kommission ist ganz offensichtlich eine nicht aus-

reichende Kenntnis der Situation an den Flughäfen. Dies zeigt schon die sehr ungefäh-

re Schätzung der Kommission über die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer. 

 

Kosten der Fluggesellschaften 

Noch mehr wird dieser Eindruck durch die Angabe erhärtet, dass die Kosten der Bo-

denabfertigungsdienstleistungen 5 bis 12 % der Betriebskosten der Fluggesellschaften 

ausmachen würden. Nach Berechnungen von Fluggesellschaften betragen die Kosten 

für Entgelte von Bodenabfertigungsdienstleistungen zwischen 4 und 5 % der Gesamt-

kosten der Fluggesellschaften. So hat beispielsweise die Deutsche Lufthansa in ihrer 

letzten konkreten Veröffentlichung dazu im Jahre 2007 informiert, dass der Anteil der 

Ground Handling Kosten 4,4 % der Gesamtkosten betragen würde. Andere, kleinere 

Fluggesellschafen ermitteln heute einen Anteil von etwa 4,9 %.  

Eine weitere Differenzierung der Kosten nach den Entgelten, die für bisher schon nicht 

regulierte und für regulierte Dienstleistungen entrichtet werden, würde zeigen, dass die 

Kosten der teilweise regulierten Dienstleistungen etwa 3 % der Gesamtkosten einer 

Airline ausmachen.  

 

Da die Lohnkosten einen Anteil von maximal 60 bis70 %  an diesen Ground Handling 

Kosten haben, ergibt sich ein Anteil an den Gesamtkosten von ca. 1,8 bis 2,1 %   Unter 

der Annahme, dass durch eine weitere Marktöffnung die Lohnkosten weiter gedrückt 

werden und dies (wie in den letzten 15 Jahren in Deutschland) erneut 20 % ausmacht, 

würde sich ein Anteil der durch eine weitere Deregulierung beeinflussbaren Kosten des 

Ground Handling an den Gesamtkosten einer Fluggesellschaft von etwa 0,3  bis 0,4 % 

ergeben.  Dies bedeutet, dass sich die Wettbewerbsposition der Fluggesellschaften 

durch den Kommissionsvorschlag um maximal ca. 0,4 % verändern würde.  

 

Die Gewerkschaften lehnen mit aller Entschiedenheit ab, dass zu Gunsten dieser  nicht  

wesentlichen Veränderung der Wettbewerbssituation der Fluggesellschaften  eine mas-

sive Verschlechterung der sozialen Lage der Beschäftigten in der Bodenabfertigung 

hingenommen werden soll.  

 

Verspätungen 

Die Angabe, dass 70 % der Verspätungen auf Bodenzeiten zurückzuführen seien, ist 

angesichts der durch ungünstiges Wetter, durch fehlende Crews, durch unrealistische 

Planung von Flugzeiten oder durch Kapazitätsengpässe in der Luft ausgelösten Verspä-

tungen bei weitem nicht realistisch. Zudem müsste geklärt werden, ob der Anteil von 

Verspätungen, der tatsächlich auf die Abfertigung zurückzuführen ist, gerade durch die 

Politik von Unternehmen, Lohnkosten abzusenken, verursacht wird. 

 
31.01.2012 
BFG LV - K 


